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In Berlin sitzt die Linkspartei in der Landesregierung, an der Wohnungsnot in der
Hauptstadt hat das wenig geändert 

Weniger Profit, mehr bezahlbarer
Wohnraum
Von Peter Nowak

Seit über einem Jahr stellt die Linkspartei in Berlin die Senatorin für
Stadtentwicklung und Wohnen. An den steigenden Mieten in der Hauptstadt hat das
nichts geändert.

Ein Jahr im Amt – das ist für Politiker immer eine willkommene Gelegenheit für
Selbstbespiegelung und die Präsentation ihrer tatsächlichen oder vermeintlichen Erfolge. Auch
Katrin Lompscher von der Linkspartei nutzte ihr einjähriges Jubiläum als Berliner Wohnungs- und
Stadtentwicklungssenatorin für eine Bilanz. »Was wurde in einem Jahr in der Wohnungsfrage ­
geschafft beziehungsweise was nicht?« – unter diesem leicht verschwurbelten Motto stand die
Diskussion, zu der die »Helle Panke«, die Berliner Sektion der Linkspartei-nahen Rosa-
Luxemburg-Stiftung, Ende Januar eingeladen hatte.

Moderiert wurde die Debatte von Andrej Holm, den viele der zahlreichen Besucher freundlich
begrüßten und mit Vornamen anredeten. Schließlich ist Holm seit Jahren als Mieteraktivist
bekannt. Sein kurzes Gastspiel als Staatssekretär, das er wegen Stasivorwürfen bald beenden
musste, schuf ein ungewöhnliches Bündnis: »Holm bleibt« lautete das Motto einer kurzlebigen
Kampagne, bei der sich Mitglieder der außerparlamentarischen Mieterbewegung erstmals in
ihren Leben für einen Politiker stark machten. Was bei der Veranstaltung deutlich wurde: Nach
Holms Rücktritt blieb das Verhältnis zwischen großen Teilen der mieten- und stadtpolitischen
Bewegung in Berlin und dem Senat entspannt.

Nur kurz wurde es etwas lauter – weil sich einige Menschen beschwerten, die keinen Einlass
mehr in dem vollen Saal fanden.

Die mehr als 250 Teilnehmer hörten geduldig zu, als Lompscher ihre kleinen Erfolge anpries. Zu
der lockeren Atmosphäre dürfte beigetragen haben, dass die Senatorin gar nicht bestritt, dass
sich für einen Großteil der Mieter mit geringen Einkommen in Berlin wenig zum Besseren
gewendet hat. Das bestätigte die Mieteranwältin Carola Handwerg mit einem Bericht aus ihrer
täglichen Praxis. Demnach formulierten die Eigentümer die Begründungen für Kündigungen
immer kreativer und kämen damit bei den Gerichten häufig sogar durch. Zudem sei die Zahl der
Zwangsräumungen von Wohnungen in Berlin weiter gestiegen, auch städtische
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Wohnungsgesellschaften seien an dem Anstieg beteiligt.

Lompscher behauptete, dass die Wohnungen meistens schon verlassen und Zwangsräumungen
daher nicht nötig seien. Dabei ist bekannt, dass viele Betroffene aus Scham lieber bei
Bekannten auf der Couch oder gleich auf der Straße übernachten, als sich räumen zu lassen. An
der Stelle wäre für die außerparlamentarische Linke zumindest die Forderung nach einem
Räumungsmoratorium bei städtischen und kommunalen Wohnungsbaugesellschaften
angebracht gewesen. Eine solche Forderung muss allerdings von unten durchgesetzt werden,
indem man die betroffenen Mieter bestärkt, nicht freiwillig auszuziehen, und stattdessen die
Verantwortlichen in ihren Büros besucht.

Die Eigentumsfrage stellte in der »Hellen Panke« dann wenigstens Ralf Neumann von der
Mieten-AG der Interventionistischen Linken (IL). Man müsse dafür sorgen, dass die Profite der
Immobilienfirmen sinken, sagte er. Dazu hat die Mieten-AG unter dem Titel »Das Rote Berlin«
eine Broschüre veröffentlicht. Der Titel knüpft an die linkssozialdemokratische Wohnungspolitik
im sogenannten Roten Wien der zwanziger Jahre des vorigen Jahrhunderts an, als mit großzügig
finanziertem kommunalem Wohnungsbau tatsächlich einige Erfolge in der Wohnungsfrage
erzielt wurden.

In ihrem Konzept schlägt die IL »Strategien für eine sozialistische Stadt« vor, so der Untertitel.
Der private Wohnungsmarkt solle durch Steuern, Regulierung und Marktbehinderung
zurückgedrängt und so die Spekulation mit Wohnraum unattraktiv gemacht werden. In einem
nächsten Schritt solle der Wohnraum durch Aufkauf und Enteignung rekommunalisiert und
zusammen mit den bereits in Landeseigentum befindlichen Wohnungen in demokratische
Selbstverwaltung überführt werden. Dafür will die IL Mieter politisch organisieren und zivilen
Ungehorsam sowie Projekte wie das Mietenvolksbegehren unterstützen.

Die Bewegung müsse außerparlamentarisch bleiben, betont die IL in der Borschüre. Gespräche
mit Parteienvertretern lehnt sie aber nicht ab. Es sei radikaler bei den Parteien die Erfüllung von
Wahlversprechen einzufordern, als abstrakte Verratsvorwürfe zu erheben, heißt es in Richtung
jener Autonomen, die etwa in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift radikal die IL bereits als
Vorfeldorganisation der Linkspartei einordnen – und bekämpfen wollen.
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